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1. Instanz

Aktenzeichen S 19 RA 4219/95 W01
Datum 17.10.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 RA 94/03
Datum 30.05.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Im Streit steht die RechtmÃ¤Ã�igkeit eines Ã�berfÃ¼hrungsbescheides
(Entgeltbescheides) der Beklagten und seiner Ã�nderungen.

Der 1931 geborene KlÃ¤ger gehÃ¶rte in der Zeit vom November 1956 bis Juni 1967
und vom MÃ¤rz 1971 bis Juni 1990 der freiwilligen zusÃ¤tzlichen Altersversorgung
fÃ¼r hauptamtliche Mitarbeiter des Staatsapparates (nach Anlage 1 Nr. 19 zu Â§ 1
Abs. 2 Anspruchs- und AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetz [AAÃ�G]) und vom 1.
Juli 1967 bis 28. Februar 1971 der zusÃ¤tzlichen Altersversorgung der technischen
Intelligenz (Anlage 1 Nr. 1 zu Â§ 1 Abs. 2 AAÃ�G) an.

Mit Ã�berfÃ¼hrungsbescheid vom 16. MÃ¤rz 1995 stellte die Beklagte als
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VersorgungstrÃ¤ger fÃ¼r die Zusatzversorgungssysteme die Daten nach dem
AAÃ�G fest. Hiergegen erhob der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 28. MÃ¤rz 1993
(richtig wohl: 1995) Widerspruch. Den Widerspruch wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 1. Juni 1995 zurÃ¼ck. Wegen des genauen Inhalts der
Bescheide wird auf diese verwiesen.

Am 28. Juni 1995 hat der KlÃ¤ger Klage beim Sozialgericht Berlin (SG) erhoben. Er
hat die Entgeltbegrenzungen nach Â§ 6 Abs. 2 und 3 AAÃ�G damaliger Fassung
fÃ¼r verfassungswidrig gehalten. Die von ihm erzielten tatsÃ¤chlichen Entgelte
seien in voller HÃ¶he als berÃ¼cksichti-gungsfÃ¤hig festzustellen. Am 21. Januar
1997 hat die Beklagte einen neuen Ã�berfÃ¼hrungsbescheid aufgrund der
Rechtslage ab 01.01.1997 gemÃ¤Ã� dem Gesetz zur Ã�nderung und ErgÃ¤nzung
des AAÃ�G (AAÃ�Gâ��Ã�ndG) erlassen, ohne auf dessen VerhÃ¤ltnis zum
vorangegangenen einzugehen. Am 13. November 2001 hat sie einen
ErgÃ¤nzungsbescheid zum Bescheid vom 21. Januar 1997 erlassen, wonach dessen
Feststellungen fÃ¼r LeistungszeitrÃ¤ume ab 01.01.1997 erweitert wÃ¼rden auf
LeistungszeitrÃ¤ume bereits ab 01.07.1993. Der Bescheid ergehe zur Umsetzung
des Zweiten Gesetzes zur Ã�nderung und ErgÃ¤nzung des Anspruchs- und
AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsÃ¤nderungsgesetzes (2. AAÃ�Gâ��Ã�ndG).

Mit Gerichtsbescheid vom 17. Oktober 2003 hat das SG die Klage abgewiesen. Sie
sei bereits mangels Klagebefugnis unzulÃ¤ssig. Die Bescheide vom 21. Januar 1997
und 13. November 2001, die nach Â§ 96 Sozial-gerichtsgesetz (SGG) Gegenstand
des anhÃ¤ngigen gerichtlichen Verfahrens geworden seien, beschwerten den
KlÃ¤ger nicht. Dieser begehre, die tatsÃ¤chlich erzielten Entgelte als in voller
HÃ¶he berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig festzustellen. DarÃ¼ber treffe jedoch der
beklagte ZusatzversorgungstrÃ¤ger keine Entscheidung. Vielmehr stelle der
VersorgungstrÃ¤ger nach Â§ 8 Abs. 1 AAÃ�G (nur) die Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu
einem Versorgungssystem, die HÃ¶he des aus der vom Versorgungssystem
erfassten BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsentgelts
oder Arbeitseinkommens, die tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen dafÃ¼r, ob die
Anwendung einer niedrigeren als der regelmÃ¤Ã�igen Beitragsbemessungsgrenze
in Betracht komme und in den FÃ¤llen des Â§ 8 Abs. 1 Satz 3 AAÃ�G das Vorliegen
von Arbeitsausfalltagen fest. Neben den hier unstreitigen TatbestÃ¤nden (Zeiten
der ZugehÃ¶rigkeit zu den Zusatzversorgungssystemen Nr. 1 und 19 der Anlage 1
zum AAÃ�G, tatsÃ¤chlich gezahlte Entgelte und Arbeitsausfalltage) habe der
VersorgungstrÃ¤ger die tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Anwendung der
Beitragsbemessungsgrenze festzustellen. Soweit die Beklagte die tatbestandlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Anwendung des Â§ 6 Abs. 2 Satz 1 AAÃ�G in Verbindung
mit Anlage 5 feststelle, sei dies zutreffend, da diese Vorschrift allein auf die
ZugehÃ¶rigkeit zum Zusatzversorgungssystem und die Ã�berschreitung des
Betrages der Anlage 4 abstelle. Das AAÃ�G ermÃ¤chtige den VersorgungstrÃ¤ger
nicht dazu, dem RentenversicherungstrÃ¤ger verbindlich vorzuschreiben, dieser
mÃ¼sse bei seiner Entscheidung Ã¼ber den Bestand und die HÃ¶he eines Rechts
auf Rente aus dem SGB VI die nach Â§ 6 Abs. 2 bis 4 und Â§ 7 AAÃ�G
maÃ�geblichen besonderen Beitragsbemessungsgrenzen zugrunde legen
(Bezugnahme auf BSG, Urteil vom 20.10.2001, B 4 RA 61/01 R). Auch die
Ausgestaltung des Bescheides der Beklagten erlaube es nicht, die Mitteilungen
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Ã¼ber begrenzte Jahreswerte in der dritten Spalte als Verwaltungsakte zu
verstehen. Bescheide eines VerwaltungstrÃ¤gers seien nÃ¤mlich nach der zitierten
Entscheidung des 4. Senats des BSG aus Sicht eines mit der Sach- und Rechtslage
vertrauten Adressaten im Zweifel so auszulegen, dass durch sie rechtmÃ¤Ã�ige
MaÃ�nahmen verlautbar werden sollten. Dann aber seien diese AusfÃ¼hrungen als
bloÃ�e Hinweise auf die spÃ¤ter mÃ¶glichen rentenrechtlichen Folgen der
Feststellung der tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen der besonderen
Beitragsbemessungsgrenzen des Â§ 6 Abs. 2 AAÃ�G zu verstehen. Die Beklagte
habe damit nur die tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Anwendung der
besonderen kalenderjÃ¤hrlichen Beitragsbemessungsgrenzen verbindlich
festgestellt. Aus den gesetzlichen Formulierungen in Â§ 8 Abs. 2 AAÃ�G und Â§ 6
Abs. 1 AAÃ�G i. V. m. Anlage 3 AAÃ�G folge keine deutliche
VerwaltungsaktqualitÃ¤t. Der KlÃ¤ger werde damit hinsichtlich seiner EinwÃ¤nde
gegen die VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit der BeschrÃ¤nkung der Begrenzungen auf das
spÃ¤tere Rentenverfahren verwiesen. Dies sei nach dem Beschluss des ersten
Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 9. MÃ¤rz 2000 (SozR 3 â�� 8570 Â§ 8
Nr. 5) verfassungsgemÃ¤Ã�. Auch eine Feststellungsklage nach Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1
SGG sei unstatthaft. Die Beklagte sei nicht verpflichtet, rechtlich folgenlose
Hinweise nachtrÃ¤glich und im Ã�brigen ebenfalls rechtsfolgenlos abzuÃ¤ndern.

Der KlÃ¤ger hÃ¤lt mit seiner Berufung seine Auffassung der Verfassungswidrigkeit
der KÃ¼rzung der Entgelte gemÃ¤Ã� Â§ 6 Abs. 2 und 3 AAÃ�G in der Fassung des
ersten und zweiten AAÃ�G â�� Ã�nderungsgesetzes aufrecht. Auch das neue Erste
Gesetz zur Ã�nderung des Anspruchs- und AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetzes
(Erstes AAÃ�G-Ã�ndG 2005) sei verfassungswidrig.

Im Laufe des Berufungsverfahrens hat die Beklagte mit Bescheid vom 2. November
2005 die Feststellungen im Bescheid vom 16.03.1995 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 01.06.1995 sowie der Bescheide vom 21. Januar 1997
und 13. November 2001 hinsichtlich der tatbestandlichen Voraussetzung fÃ¼r die
Anwendung einer niedrigeren als der regelmÃ¤Ã�igen Beitragsbemessungsgrenze
ab 01.07.1993 fÃ¼r die Zeiten vom 01.01.1967 bis 30.06.1967 und vom 01.03.1971
bis 13.01.1990 aufgehoben. FÃ¼r die Ã¼brigen Zeiten verbleibe es bei den alten
Feststellungen. Mit dem Bescheid seien die Vorgaben des Gesetzgebers durch das
Erste AAÃ�G-Ã�ndG 2005 umgesetzt worden.

Der KlÃ¤ger, der in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 30. 05. 2006 nicht vertreten
war, hat seine AntrÃ¤ge mit Schriftsatz vom 24.05.2006 unter Punkt 6.1.
prÃ¤zisiert. Hierauf wird Bezug genommen. DarÃ¼ber hinaus hat er in diesem
Schriftsatz unter Punkt 6.2. verschiedene HilfsantrÃ¤ge gestellt, auf die ebenfalls
Bezug genommen wird.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen und die Klage abzuweisen.

Wegen des Sachverhalts im Ã�brigen wird auf die gewechselten SchriftsÃ¤tze sowie
den Akteninhalt Bezug genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die Klage
zutreffend als unzulÃ¤ssig abgewiesen.

Gegenstand der Berufung sind dabei lediglich noch der Bescheid vom 16.03.1995 in
der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 01.06.1995 sowie der Bescheide
vom 21.01.1997 und 13.11.2001. Der im Verlauf des Berufungsverfahrens
ergangene Bescheid vom 02.11.2005 ist als Teilanerkenntnis der Beklagten zu
werten. Der KlÃ¤ger hat mit seinen SchriftsÃ¤tzen vom 21.11.2005, 16.01.2006 und
02.02.2006 hinreichend deutlich gemacht, dass er dieses Teilanerkenntnis
annimmt, indem er bezÃ¼glich der Zeiten vom 01.01.1967 bis 30.06.1967 und
01.03.1971 bis 13.01.1990 keine weitergehenden AnsprÃ¼che im Rahmen dieses
Verfahrens geltend macht. Soweit aus den SchriftsÃ¤tzen des BevollmÃ¤chtigten
des KlÃ¤gers bezÃ¼glich des Bescheides vom 02.11.2005 teilweise anderes
herausgelesen werden kÃ¶nnte, beruhen diese AusfÃ¼hrungen auf der irrigen
Annahme, der Bescheid vom 02.11.2005 wiederhole und bestÃ¤tige die in dem
Bescheid vom 16.03.1995 getroffenen Feststellungen hinsichtlich der
tatbestandlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Anwendung einer niedrigeren als der
regelmÃ¤Ã�igen Beitragsbemessungsgrenze. Durch die insoweit im Rahmen des
Bescheides vom 02.11.2005 vorgenommene ausdrÃ¼ckliche Bezugnahme auf den
Bescheid vom 16.03.1995 wird klargestellt, dass eine erneute Regelung damit nicht
verbunden sein sollte. Dies hat die Beklagte darÃ¼ber hinaus nochmals mit ihrem
Schriftsatz vom 06.02.2006 klargestellt. Soweit das Teilanerkenntnis der Beklagten
reicht, ist damit der Rechtsstreit nach Â§ 101 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) in
der Hauptsache erledigt.

Ein etwa aus dem Antrag des KlÃ¤gers im Schriftsatz vom 24.05.2006
herauszulesender Klageantrag gegen den Bescheid vom 02.11.2005 sowie der
entsprechende Klageabweisungs-antrag der Beklagten gehen danach ins Leere.

Soweit danach die Feststellungen im Bescheid vom 16.03.1995 noch Gegenstand
der Berufung sind, hat das Sozialgericht mit zutreffender BegrÃ¼ndung die Klage
als unzulÃ¤ssig abgewiesen. Der Senat nimmt insoweit, um Wiederholungen zu
vermeiden, gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG auf die EntscheidungsgrÃ¼nde des
Sozialgerichts Bezug und macht sie sich zu Eigen. Die AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers
im Berufungsverfahren zur Verfassungswidrigkeit des 1. AAÃ�G-Ã�ndG 2005
Ã¤ndern daran nichts. Selbst wenn diese Vorschriften sich als verfassungswidrig
herausstellen sollten, bliebe es dabei, dass durch den angefochtenen Bescheid
lediglich die tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Anwendung einer
besonderen Beitragsbemessungsgrenze festgestellt sind, nicht aber dem
RentenversicherungstrÃ¤ger die fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber den
"Rentenanspruch" maÃ�geblichen Beitragsbemessungsgrenzen oder die HÃ¶he der
als versichert geltenden Arbeitsverdienste vorgeschrieben wird. Es steht hier
auÃ�er Streit, dass der KlÃ¤ger vom 14.01.1990 bis 17.03.1990 stellvertretender
Minister im Sinne des Â§ 6 Abs. 2 Nr. 4 AAÃ�G in der Fassung des 1. AAÃ�G-Ã�ndG
2005 gewesen ist. Die Konsequenzen hieraus â�� nach wie vor Begrenzung der
BeitrÃ¤ge, die der KlÃ¤ger fÃ¼r verfassungswidrig hÃ¤lt, regelt die Beklagte als

                               4 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGG/101.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html


 

VersorgungstrÃ¤ger nicht. Diese Rechtsauffassung, die das Bundessozialgericht als
zustÃ¤ndiges Fachgericht in stÃ¤ndiger Rechtsprechung in Abkehr von der
bisherigen Verwaltungspraxis seit 1996 vertritt (vgl. BSG-Urteil vom 18. Juli 1996
â�� 4 RA 7/95 -, zit. nach Juris) hat das Bundesverfassungsgericht ausdrÃ¼cklich
gebilligt (vgl. Beschluss vom 9. MÃ¤rz 2000 â�� 1 BvR 2216/96 zit. nach Juris). Der
Hinweis des BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers darauf, dass das
Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 28.04.1999 (BVerfG 100, 59,
ff) unter anderem auch Ã¼ber eine Vorlage entschieden habe, in einem Verfahren,
das einen so genannten Entgeltbescheid des VersorgungstrÃ¤gers zum Gegenstand
hatte, steht dem nicht entgegen; denn das Bundes-verfassungsgericht hat in dieser
Entscheidung ausdrÃ¼cklich ausgefÃ¼hrt, dass die Vorlage deshalb zulÃ¤ssig sei,
weil das Sozialgericht sich hinreichend mit der Entscheidungs-erheblichkeit des
damaligen Â§ 6 Abs. 3 Nr. 7 AAÃ�G auseinandergesetzt und zumindest vertretbar
begrÃ¼ndet habe, dass es diese Vorschrift fÃ¼r einen selbstÃ¤ndigen
Begrenzungstatbestand halte. Diese Beurteilung sei vom Bundesverfassungsgericht
hinzunehmen. In stÃ¤ndiger Rechtsprechung vertritt nÃ¤mlich das
Bundesverfassungsgericht die Auffassung, dass es fÃ¼r die
Entscheidungserheblichkeit der vorgelegten Frage maÃ�geblich auf die
Rechtsauffassung des vorlegenden Gerichts ankommt, sofern diese nicht
offensichtlich unhaltbar ist (vgl. BVerfG vom 6. November 1957 â�� 2 BvL 12/56 -,
â�� 2 BvL 13/56 -, â�� 2 BvL 14/56 -, â�� 2 BvL 15/56 â��zit. nach Juris). Damit
lÃ¤sst sich aus der bisherigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
nichts dafÃ¼r herleiten, dass das Bundesverfassungsgericht die Rechtsprechung
des Bundessozialgerichts hinsichtlich der unterschiedlichen Bedeutung des
Entgeltbescheides des VersorgungstrÃ¤gers und des Rentenbescheides des
RentenversicherungstrÃ¤gers missbillige. Da der Senat die Frage, ob Â§ 6 Abs. 2 in
der Fassung des 1. AAÃ�G-Ã�nd.G. 2005 verfassungswidrig ist, fÃ¼r den
vorliegenden Rechtsstreit nicht fÃ¼r entscheidungserheblich hÃ¤lt, kam auch die
vom KlÃ¤ger beantragte Aussetzung des Verfahrens und eine Vorlage an das
Bundesverfassungsgericht nicht in Betracht.

Auf die hilfsweise von dem KlÃ¤ger gestellten BeweisantrÃ¤ge kommt es nicht an,
weil die von dem KlÃ¤ger in diesem Zusammenhang gerÃ¼gte KÃ¼rzung seines
Alterseinkommens nicht streitgegenstÃ¤ndlich ist.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG. Sie berÃ¼cksichtigt, dass bereits das
Klageverfahren sich als unzulÃ¤ssig erwies. Die im Klage- und Berufungsverfahren
erfolgten Ã�nderungen des AAÃ�G wirken sich zugunsten des KlÃ¤gers allein im
Rentenverfahren aus. Die Revision war nicht zuzulassen, weil ein Zulassungsgrund
nach Â§ 160 Abs. 2 SGG nicht vorlag.

Erstellt am: 24.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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